
DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/604 DER KOMMISSION 

vom 18. April 2018 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 hinsichtlich der Verfahrensvor­
schriften zur Erleichterung der Feststellung des präferenziellen Ursprungs von Waren in der Union 

und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 3510/80 und (EG) Nr. 209/2005 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur 
Festlegung des Zollkodex der Union (1), insbesondere auf Artikel 66 Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission (2) sind unter anderem die Verfahrensvor­
schriften im Sinne des Artikels 64 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (im Folgenden der „Zollkodex“) 
festgelegt, damit die Feststellung des präferenziellen Ursprungs von Waren in der Union erleichtert wird. 

(2)  Gemäß Artikel 68 Absatz 1 letzter Satz der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 gelten derzeit die 
Unterabschnitte 2 bis 9 des Abschnitts 2 derselben Verordnung, die sich auf die Ursprungsregeln für das 
Allgemeine Präferenzsystem (APS) der Union beziehen, sinngemäß. Im Zusammenhang mit der Registrierung von 
Ausführern außerhalb des Rahmens des APS der Union sind jedoch nur einige Bestimmungen dieser 
Unterabschnitte relevant. Diese Bestimmungen müssen daher präzisiert werden. Da sich die Verpflichtung der 
Kommission, einem Drittland, mit dem die Union eine Präferenzregelung hat, die Anschriften der Zollbehörden 
mitzuteilen, die für die Überprüfung eines von einem registrierten Ausführer ausgefüllten Ursprungsdokuments 
zuständig sind, in jedem Fall aus den Bestimmungen der betreffenden Regelung ergibt, sollte sie nicht länger 
Gegenstand der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 sein. Die in der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/2447 festgelegte Übergangsbestimmung, nach der ein Ausführer, der nicht registriert worden ist, aber ein 
ermächtigter Ausführer in der Union ist, vorübergehend ein Ursprungsdokument ausfüllen kann, ist hinfällig 
geworden und sollte abgeschafft werden. Im Interesse der Vereinfachung und der Kohärenz zwischen den 
Präferenzregelungen sollten nichtkommerziell eingeführte Kleinsendungen von der Vorlage eines Ursprungs­
dokuments ausgenommen sein, wenn eine solche Ausnahme zulässig, aber in der Präferenzregelung nicht 
unmittelbar festgelegt ist. Da es andere Mittel zur Identifizierung des Ausführers gibt und die Unterschrift in der 
Union nicht zum rechtlichen Status eines Ursprungsdokuments beiträgt, sollten Ausführer nicht verpflichtet sein, 
ein solches Dokument zu unterzeichnen, wenn dies zulässig, aber in der Präferenzregelung nicht unmittelbar 
festgelegt ist. 

(3)  Die Bestimmungen des Artikels 69 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 über den Ersatz von 
außerhalb des Rahmens des APS der Union ausgestellten oder ausgefertigten Präferenzursprungsnachweisen 
sollten generell auf Ursprungsdokumente anzuwenden sein. Darüber hinaus sollte präzisiert werden, in welcher 
Form ein Ersatzursprungsdokument ausgestellt oder ausgefertigt werden kann. 

(4)  Es sollten Vorschriften dafür festgelegt werden, dass der Präferenzursprung von Veredelungserzeugnissen, die aus 
Waren mit Präferenzursprungseigenschaft gewonnen oder hergestellt wurden, leichter in der Union festgestellt 
werden kann. Da diese Vorschriften die Wirtschaftsbeteiligten vor den nachteiligen und unbeabsichtigten Folgen 
der Verschmelzung des Verfahrens der Umwandlung unter zollamtlicher Überwachung mit dem Verfahren der 
aktiven Veredelung im Zollkodex schützen sollen, sollten sie rückwirkend ab dem Zeitpunkt der Anwendung des 
Zollkodex gelten. 
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(1) ABl. L 269 vom 10.10.2013, S. 1. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von 

Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union 
(ABl. L 343 vom 29.12.2015, S. 558). 



(5)  In Artikel 80 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 sollte auf einen neuen Anhang 22-06A 
verwiesen werden, der das Antragsformular enthält, das Ausführer von Mitgliedstaaten verwenden müssen, um 
im REX-System registriert zu werden; der Anhang 22-06 ist dann der Registrierung von Ausführern in APS- 
begünstigten Ländern vorbehalten. Dieser neue Anhang 22-06A ist daher in die Durchführungsverordnung (EU) 
2015/2447 einzufügen, und Anhang 22-06 derselben Verordnung sollte entsprechend geändert werden. Wegen 
der Einfügung des neuen Anhangs 22-06A sollten auch die Artikel 82, 83 und 86 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2015/2447 geändert werden. Da es andere Mittel zur Identifizierung des Ausführers gibt und die 
Unterschrift in der Union nicht zum rechtlichen Status eines Dokuments beiträgt, sollten Ausführer nicht 
verpflichtet sein, die Erklärung zum Ursprung gemäß Artikel 92 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 
zu unterzeichnen. Die Absätze 1, 2 und 3 des genannten Artikels sollten sinngemäß für Erklärungen zum 
Ursprung gelten, die von Ausführern in der Union nicht nur für die Zwecke der bilateralen Kumulierung gemäß 
Artikel 53 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission (1), sondern auch als Ursprungser­
klärungen für Waren ausgefertigt werden, die für die Zwecke der Kumulierung mit Vormaterialien mit Ursprung 
in der Union in ein begünstigtes Land der APS Norwegens, der Schweiz oder der Türkei ausgeführt werden. 
Daher sollte Artikel 92 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 entsprechend geändert werden. 

(6)  Anhang 22-07 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 sollte geändert werden, um zu präzisieren, welche 
Kurzbezeichnung der Ausführer anzugeben hat, wenn sich die Erklärung zum Ursprung auf Erzeugnisse mit 
Ursprung in Ceuta und Melilla bezieht. Er sollte ebenfalls geändert werden, um widerzuspiegeln, dass der 
Ausführer den Ursprung mithilfe der Kurzbezeichnung „EU“ anzugeben hat, wenn sich die Erklärung zum 
Ursprung auf Erzeugnisse mit Ursprung in der Union bezieht. 

(7)  Die Verordnung (EWG) Nr. 3510/80 der Kommission (2) ist hinfällig geworden, da die in ihr enthaltenen 
Bestimmungen durch Bestimmungen ersetzt wurden, die nun in der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 
und in der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 festgelegt sind. Daher sollte sie im Interesse der Rechtssi­
cherheit und der Transparenz aufgehoben werden. 

(8)  Die Verordnung (EG) Nr. 209/2005 der Kommission (3) gewährt Ausnahmen von der in der Verordnung (EG) 
Nr. 1541/98 des Rates (4) festgelegten Verpflichtung, den Ursprungsnachweis für Textilwaren des Abschnitts XI 
der Kombinierten Nomenklatur vorzulegen. Die Verordnung (EG) Nr. 1541/98 wurde durch die Verordnung (EU) 
Nr. 955/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) aufgehoben. Die Verordnung (EG) Nr. 209/2005 ist 
daher hinfällig geworden und sollte im Interesse der Rechtssicherheit und der Transparenz aufgehoben werden. 

(9)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für den 
Zollkodex — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 68 wird wie folgt geändert: 

a)  Der letzte Satz von Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Artikel 80, 82, 83, 84, 86, 87, 89 und 91 dieser Verordnung gelten entsprechend.“ 
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(1) Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur Präzisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union (ABl. L 343 vom 
29.12.2015, S. 1). 

(2) Verordnung (EWG) Nr. 3510/80 der Kommission vom 23. Dezember 1980 über die Begriffsbestimmung des Warenursprungs bei der 
Anwendung der von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für bestimmte Waren aus Entwicklungsländern gewährten 
Zollpräferenzen (ABl. L 368 vom 31.12.1980, S. 1). 

(3) Verordnung (EG) Nr. 209/2005 der Kommission vom 7. Februar 2005 zur Festlegung der Liste der Textilwaren, bei deren Überführung 
in den zollrechtlich freien Verkehr in der Gemeinschaft kein Ursprungsnachweis verlangt wird (ABl. L 34 vom 8.2.2005, S. 6). 

(4) Verordnung (EG) Nr. 1541/98 des Rates vom 13. Juli 1998 über die Ursprungsnachweise für bestimmte, in der Gemeinschaft in den 
zollrechtlich freien Verkehr übergeführte Textilwaren des Abschnitts XI der Kombinierten Nomenklatur sowie über die Voraussetzungen 
für die Anerkennung dieser Nachweise (ABl. L 202 vom 18.7.1998, S. 11). 

(5) Verordnung (EU) Nr. 955/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2011 zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1541/98 des Rates über die Ursprungsnachweise für bestimmte, in der Gemeinschaft in den zollrechtlich freien Verkehr 
übergeführte Textilwaren des Abschnitts XI der Kombinierten Nomenklatur sowie über die Voraussetzungen für die Anerkennung dieser 
Nachweise und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3030/93 des Rates über die gemeinsame Einfuhrregelung für bestimmte 
Textilwaren mit Ursprung in Drittländern (ABl. L 259 vom 4.10.2011, S. 5). 



b)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „die Artikel 10 und 15“ durch die Worte „Artikel 10 Absatz 1 und 
Artikel 15“ ersetzt. 

c)  Die Absätze 3 und 5 werden gestrichen. 

d)  Die folgenden neuen Absätze 6 und 7 werden angefügt: 

„(6) Erlaubt es eine Präferenzregelung der Union, Ursprungserzeugnisse von dem Erfordernis zur Vorlage eines 
Ursprungsdokuments auszunehmen, gilt diese Ausnahme gemäß den Bedingungen in Artikel 103, sofern die 
Bedingungen nicht in der betreffenden Präferenzregelung festgelegt sind. 

(7) Erlaubt es eine Präferenzregelung der Union, auf das Erfordernis der Unterzeichnung eines Ursprungs­
dokuments durch den Ausführer zu verzichten, ist diese Unterschrift nicht erforderlich.“  

2. Artikel 69 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 69 

Ersatz von außerhalb des Rahmens des APS der Union ausgestellten oder ausgefertigten Ursprungsdo­
kumenten 

(Artikel 64 Absatz 1 des Zollkodex) 

(1) Wurden Ursprungserzeugnisse, für die ein Ursprungsdokument vorliegt, das zuvor für die Zwecke einer 
anderen Zollpräferenzmaßnahme nach Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe d oder e des Zollkodex als des APS der 
Union ausgestellt oder ausgefertigt wurde, noch nicht zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen und werden der 
Überwachung einer Zollstelle in der Union unterstellt, so kann das ursprüngliche Ursprungsdokument im Hinblick 
auf den Versand sämtlicher oder eines Teils dieser Erzeugnisse innerhalb der Union durch ein oder mehrere Ersatzur­
sprungsdokumente ersetzt werden. 

(2) Das Ersatzursprungsdokument gemäß Absatz 1 kann von einer der folgenden Personen in derselben Form 
wie das ursprüngliche Ursprungsdokument oder in Form eines Ersatzursprungsdokuments, das sinngemäß 
entsprechend dem Artikel 101 und dem Anhang 22-20 verfasst ist, ausgestellt oder ausgefertigt werden: 

a)  einem ermächtigten oder in der Union registrierten Ausführer, der die Waren wiederversendet; 

b)  einem Wiederversender der Waren in der Union, sofern der Gesamtwert der Ursprungserzeugnisse in der 
aufzuteilenden ursprünglichen Sendung den geltenden Höchstwert nicht übersteigt; 

c)  einem Wiederversender der Waren in der Union, sofern der Gesamtwert der Ursprungserzeugnisse in der 
aufzuteilenden ursprünglichen Sendung den geltenden Höchstwert übersteigt und der Wiederversender dem 
Ersatzursprungsdokument eine Kopie des ursprünglichen Ursprungsdokuments beifügt. 

Ist ein Ersatz des ursprünglichen Ursprungsdokuments gemäß Unterabsatz 1 nicht möglich, kann das Ersatzur­
sprungsdokument gemäß Absatz 1 in Form einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 von der Zollstelle ausgestellt 
werden, deren Überwachung die Waren unterstellt werden. 

(3) Ist das Ersatzursprungsdokument eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1, so sind die Vermerke der 
Zollstelle, welche die Ersatz-Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 ausstellt, in Feld 11 der Bescheinigung 
anzubringen. Die Angaben in Feld 4 der Bescheinigung über das Ursprungsland müssen mit den Angaben im 
ursprünglichen Ursprungsdokument übereinstimmen. Feld 12 muss vom Wiederversender unterzeichnet werden. 
Ein Wiederversender, der Feld 12 nach Treu und Glauben unterzeichnet hat, haftet nicht für die Richtigkeit der 
Angaben im ursprünglichen Ursprungsdokument. 

Die Zollstelle, bei der die Ausstellung der Ersatz-Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 beantragt wird, trägt in dem 
ursprünglichen Ursprungsdokument oder einer ihm beigefügten Anlage das Gewicht, die Anzahl und die Art der 
weiterversandten Erzeugnisse sowie deren Bestimmungsland ein und vermerkt die Seriennummern des oder der 
entsprechenden Ersatzzeugnisse. Sie bewahrt das ursprüngliche Ursprungsdokument mindestens drei Jahre lang auf.“  

3. Der folgende Artikel 69a wird eingefügt: 

„Artikel 69a 

Präferenzursprung von Veredelungserzeugnissen, die aus Waren mit Präferenzursprungseigenschaft 
gewonnen oder hergestellt werden 

(Artikel 64 Absatz 1 des Zollkodex) 

(1) Werden Nicht-Unionswaren mit Präferenzursprungseigenschaft im Rahmen einer Präferenzregelung zwischen 
der Union und Drittländern in die aktive Veredelung übergeführt, so haben die dabei gewonnenen oder hergestellten 
Veredelungserzeugnisse bei Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr dieselbe Präferenzursprungseigenschaft wie 
die vorgenannten Waren. 
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(2) Absatz 1 findet in folgenden Fällen keine Anwendung: 

a)  Die Veredelung betrifft auch andere Nicht-Unionswaren als die in Absatz 1 genannten, einschließlich Waren mit 
Präferenzursprungseigenschaft im Rahmen einer anderen Präferenzregelung; 

b)  die Veredelungserzeugnisse werden aus Ersatzwaren gemäß Artikel 223 des Zollkodex gewonnen oder 
hergestellt; 

c)  die Zollbehörden haben die vorübergehende Wiederausfuhr der Waren für die weitere Veredelung gemäß 
Artikel 258 des Zollkodex bewilligt. 

(3) Findet Absatz 1 Anwendung, so gilt ein Ursprungsdokument, das für die in die aktive Veredelung 
übergeführten Waren ausgestellt oder ausgefertigt wurde, als Ursprungsdokument, das für die Veredelungser­
zeugnisse ausgestellt oder ausgefertigt wurde.“  

4. Artikel 80 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die zuständigen Behörden der begünstigten Länder teilen dem Ausführer nach Erhalt des vollständig 
ausgefüllten Antragsformulars gemäß Anhang 22-06 unverzüglich eine Nummer als registrierter Ausführer zu und 
erfassen die Nummer des registrierten Ausführers, die Registrierungsdaten und das Datum, ab dem die Registrierung 
gemäß Artikel 86 Absatz 4 gilt, im REX-System. 

Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten teilen dem Ausführer oder gegebenenfalls dem Wiederversender von Waren 
nach Erhalt des vollständig ausgefüllten Antragsformulars gemäß Anhang 22-06A unverzüglich eine Nummer als 
registrierter Ausführer zu und erfassen die Nummer des registrierten Ausführers, die Registrierungsdaten und das 
Datum, ab dem die Registrierung gemäß Artikel 86 Absatz 4 gilt, im REX-System. 

Die zuständigen Behörden eines begünstigten Landes oder die Zollbehörden eines Mitgliedstaats teilen dem 
Ausführer oder gegebenenfalls dem Wiederversender von Waren die Nummer des registrierten Ausführers, die 
diesem Ausführer oder Wiederversender von Waren zugeteilt wurde, und das Datum, ab dem die Registrierung 
gültig ist, mit.“  

5. Artikel 82 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Sofern der Ausführer durch Unterzeichnung von Feld 6 des Antragsformulars gemäß Anhang 22-06 bzw. 
Anhang 22-06A seine Zustimmung erteilt hat, macht die Kommission der Öffentlichkeit die folgenden Daten 
zugänglich: 

a)  Name des registrierten Ausführers gemäß Feld 1 des Antragsformulars in Anhang 22-06 bzw. Anhang 22- 
06A; 

b)  Anschrift des Ortes, an dem der registrierte Ausführer ansässig ist, gemäß Feld 1 des Antragsformulars in 
Anhang 22-06 bzw. Anhang 22-06A; 

c)  Kontaktangaben gemäß den Feldern 1 und 2 des Antragsformulars in Anhang 22-06 bzw. Anhang 22-06A; 

d)  Beschreibung der Waren, die für eine Präferenzbehandlung in Betracht kommen, einschließlich einer Liste der 
Positionen oder Kapitel des Harmonisierten Systems gemäß Feld 4 des Antragsformulars in Anhang 22-06 
bzw. Anhang 22-06A; 

e)  EORI-Nummer des registrierten Ausführers gemäß Feld 1 des Antragsformulars in Anhang 22-06A oder 
Identifikationsnummer als Wirtschaftsbeteiligter, die dem registrierten Ausführer zugeteilt wurde, gemäß 
Feld 1 des Antragsformulars in Anhang 22-06; 

f)  Angabe, ob die Haupttätigkeit des registrierten Ausführers aus Erzeugung oder Handel besteht, gemäß Feld 3 
des Antragsformulars in Anhang 22-06 bzw. Anhang 22-06A. 

Die Weigerung, Feld 6 zu unterzeichnen, ist kein Grund, die Registrierung des Ausführers zu verweigern.“ 

b)  In Absatz 8 wird nach Buchstabe a folgender Buchstabe b eingefügt, und die derzeitigen Buchstaben b bis e 
werden entsprechend angepasst. 

„b)  Datum der Registrierung des registrierten Ausführers;“.  

6. Artikel 83 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 2 wird nach der Angabe „Anhang 22-06“ die Angabe „bzw. Anhang 22-06A“ eingefügt; 
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b)  in Absatz 4 wird nach der Angabe „Anhang 22-06“ die Angabe „bzw. in Anhang 22-06A“ eingefügt.  

7. In Artikel 86 Absatz 2 wird die Angabe „Anhang 22-06“ durch die Angabe „Anhang 22-06A“ ersetzt.  

8. Artikel 92 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 3 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Der Ausführer ist nicht verpflichtet, die Erklärung zum Ursprung zu unterzeichnen.“ 

b)  Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Absätze 1, 2 bis 3 gelten sinngemäß für 

a)  Erklärungen zum Ursprung, die in der Union für die Zwecke der bilateralen Kumulierung gemäß Artikel 53 
der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 ausgefertigt werden; 

b)  Erklärungen zum Ursprung von Waren, die für die Zwecke der Kumulierung mit Vormaterialien mit 
Ursprung in der Union in ein begünstigtes Land der APS Norwegens, der Schweiz oder der Türkei ausgeführt 
werden.“  

9. Anhang 22-06 erhält die Fassung des Anhangs I der vorliegenden Verordnung.  

10. Nach Anhang 22-06 wird der in Anhang II der vorliegenden Verordnung aufgeführte neue Anhang 22-06A 
eingefügt.  

11. In Anhang 22-07 erhält Fußnote 5 folgende Fassung: 

„(5)  Angabe des Ursprungslands der Erzeugnisse. Betrifft die Erklärung zum Ursprung Erzeugnisse mit Ursprung in 
der Union, so hat der Ausführer den Ursprung mithilfe der Kurzbezeichnung ‚EU‘ anzugeben. Betrifft die 
Erklärung zum Ursprung ganz oder teilweise Erzeugnisse mit Ursprung in Ceuta und Melilla im Sinne des 
Artikels 112 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447, so hat der Ausführer den Ursprung mithilfe der 
Kurzbezeichnung ‚CM‘ anzugeben.“ 

Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3510/80 wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Die Verordnung (EG) Nr. 209/2005 wird aufgehoben. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 1 Nummer 3 gilt mit Wirkung vom 1. Mai 2016. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 18. April 2018 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

„ANHANG 22-06 

ANTRAG AUF ZULASSUNG ALS REGISTRIERTER AUSFÜHRER 

für die Zwecke der Schemas allgemeiner Zollpräferenzen der Europäischen Union, Norwegens, der 
Schweiz und der Türkei (1) 

1. Ausführer (Name, vollständige Anschrift, Staat, Kontaktdaten, Identifikationsnummer als Wirtschaftsbe­
teiligter):  

2. Zusätzliche Kontaktdaten einschließlich Telefon- und Faxnummer sowie E-Mail-Adresse, wenn vorhanden 
(fakultativ):  

3. Angabe, ob die Haupttätigkeit aus Erzeugung oder Handel besteht:  

4. Beschreibung der Waren, für die die Präferenzbehandlung gewährt werden kann, einschließlich einer Liste 
der Positionen des Harmonisierten Systems (oder der Kapitel, wenn Waren unter mehr als 20 HS-Positionen 
fallen):  

5. Verpflichtung des Ausführers 

Der Unterzeichner 

—  erklärt, dass die oben angegebenen Daten korrekt sind; 

—  versichert, dass eine frühere Registrierung nicht gestrichen wurde — bzw. falls dies der Fall war, dass er 
die Umstände, die zu dieser Streichung geführt haben, behoben hat; 

— verpflichtet sich, Erklärungen zum Ursprung nur für Waren auszufertigen, für die die Präferenzbehand­
lung gewährt werden kann und die mit den für diese Waren in dem Allgemeinen Präferenzsystem nieder­
gelegten Ursprungsregeln übereinstimmen; 

—  verpflichtet sich, eine geeignete kaufmännische Buchführung über die Herstellung bzw. die Lieferung von 
Waren, für die die Präferenzbehandlung gewährt werden kann, zu führen und die betreffenden Unterla­
gen ab dem Ende des Kalenderjahres, in dem die Erklärung zum Ursprung ausgefertigt wurde, mindestens 
drei Jahre aufzubewahren; 

— verpflichtet sich, der zuständigen Behörde nach Erhalt der Nummer eines registrierten Ausführers eintre­
tende Änderungen seiner Registrierungsdaten unverzüglich mitzuteilen; 

—  verpflichtet sich, mit der zuständigen Behörde zusammenzuarbeiten;  
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—  verpflichtet sich, etwaige Kontrollen der Richtigkeit seiner Erklärungen zum Ursprung einschließlich der 
Überprüfung der Buchführung sowie Vor-Ort-Kontrollen seitens der Dienststellen der Europäischen 
Kommission oder von Behörden der Mitgliedstaaten sowie der Behörden von Norwegen, der Schweiz 
und der Türkei zu dulden; 

— verpflichtet sich, die Streichung aus dem System zu beantragen, sobald er die Bedingungen für die Aus­
fuhr von Waren im Rahmen des Schemas nicht mehr erfüllt; 

—  verpflichtet sich, die Streichung aus dem System zu beantragen, sobald er nicht mehr beabsichtigt, Waren 
im Rahmen des Schemas auszuführen.    

Ort, Datum und Unterschrift des ermächtigten Unterzeichners; Name und Funktionsbezeichnung (2) 

6. Nach entsprechender Information vorab erteilte Zustimmung des Ausführers zur Veröffentlichung seiner 
Daten auf der öffentlichen Website 

Der Unterzeichner wird davon in Kenntnis gesetzt, dass die in dieser Erklärung enthaltenen Angaben auf der 
öffentlichen Website veröffentlicht werden können. Der Unterzeichner akzeptiert die Veröffentlichung die­
ser Angaben auf der öffentlichen Website. Er kann seine Zustimmung zur Veröffentlichung auf der öffent­
lichen Website durch einen entsprechenden Antrag bei den für die Registrierung zuständigen Behörden wi­
derrufen.    

Ort, Datum und Unterschrift des ermächtigten Unterzeichners; Name und Funktionsbezeichnung (2) 

7. Von der zuständigen Behörde auszufüllendes Feld 

Der Antragsteller wird unter der folgenden Nummer registriert: 

Registriernummer:    

Datum der Registrierung:    

Datum, ab dem die Registrierung gilt:    

Unterschrift und Stempel (2)     
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Informationshinweis 

zum Schutz und zur Verarbeitung personenbezogener Daten im System  

1.  Verarbeitet die Europäische Kommission personenbezogene Daten, die in diesem Antrag auf Aufnahme in das 
Verzeichnis der registrierten Ausführer enthalten sind, findet Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Par­
laments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Organe und Einrichtungen der Union und zum freien Datenverkehr Anwendung. Verarbeiten die zuständigen 
Behörden eines begünstigten Landes oder eines Drittlands, die die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parla­
ments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum 
freien Datenverkehr umsetzen, personenbezogene Daten, die in diesem Antrag auf Aufnahme in das Verzeichnis 
der registrierten Ausführer enthalten sind, finden die einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
der genannten Richtlinie Anwendung.  

2.  Personenbezogene Daten mit Bezug auf den Antrag auf Aufnahme in das Verzeichnis der registrierten Ausführer 
werden für die Zwecke der Ursprungsregeln des APS der Union im Sinne der einschlägigen Rechtsvorschriften 
der Union verarbeitet. Diese Rechtsvorschriften, in denen die APS-Ursprungsregeln der Union festgelegt sind, bil­
den die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten mit Bezug auf den Antrag auf Aufnahme 
in das Verzeichnis der registrierten Ausführer.  

3.  Die zuständige Behörde in dem Land, in dem der Antrag gestellt wurde, ist verantwortlich für die Verarbeitung 
der Daten im REX-System. 

Eine Liste der zuständigen Behörden ist auf der Website der Kommission abrufbar.  

4. Nutzer bei der Kommission, die zuständigen Behörden der begünstigten Länder und die Zollbehörden in den Mit­
gliedstaaten, Norwegen, der Schweiz und der Türkei erhalten über eine Benutzer-ID und ein Passwort Zugang zu 
allen Daten dieses Antrags.  

5. Die zuständigen Behörden des begünstigten Landes belassen die Daten über eine gestrichene Registrierung für ei­
nen Zeitraum von zehn Kalenderjahren im REX-System. Dieser Zeitraum beginnt am Ende des Jahres, in dem die 
Registrierung gestrichen wurde.  

6.  Die betroffene Person hat ein Recht auf Zugang zu ihren Daten, die durch das REX-System verarbeitet werden, 
und ist gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 bzw. gemäß den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
der Richtlinie 95/46/EG berechtigt, diese Daten gegebenenfalls zu berichtigen, zu löschen oder zu sperren. An­
träge auf Ausübung des Rechts auf Zugang, Berichtigung, Löschung oder Sperrung werden — dem Bedarf ent­
sprechend — den für die Registrierung zuständigen Behörden der begünstigten Länder übermittelt und von ihnen 
bearbeitet. Hat ein registrierter Ausführer bei der Kommission die Ausübung dieses Rechts beantragt, so leitet die 
Kommission den Antrag an die zuständigen Behörden des begünstigten Landes weiter. Konnte der registrierte 
Ausführer seine Rechte nicht bei dem für die Daten Verantwortlichen durchsetzen, so richtet er einen entspre­
chenden Antrag an die Kommission, die als Verantwortliche für die Daten agiert. Die Kommission ist berechtigt, 
die Daten zu berichtigen, zu löschen oder zu sperren.  

7. Beschwerden können an die zuständige nationale Datenschutzbehörde gerichtet werden. Kontaktdaten der natio­
nalen Datenschutzbehörden können auf der Webseite der Generaldirektion Justiz der Europäischen Kommission 
abgerufen werden (http://ec.europa.eu/justice/data-protection/bodies/authorities/eu/index_en.htm#h2-1). 

Beschwerden in Bezug auf die Verarbeitung von Daten durch die Europäische Kommission sollten an den Europä­
ischen Datenschutzbeauftragten gerichtet werden (http://www.edps.europa.eu/EDPSWEB/).     

(1) Der vorliegende Antrag gilt gleichermaßen für die APS-Systeme von vier Rechtsordnungen: der Union (EU), 
Norwegens, der Schweiz und der Türkei (im Folgenden die ‚Rechtsordnungen‘). Es ist jedoch zu beachten, dass die 
APS-Systeme dieser Rechtsordnungen unterschiedliche Länder und Erzeugnisse abdecken können. Daher ist eine 
Registrierung nur für Ausfuhren gemäß den APS-Systemen wirksam, nach denen Ihr Land als begünstigtes Land gilt. 

(2) Erfolgen Anträge auf Aufnahme in das Verzeichnis der registrierten Ausführer oder andere Formen des Informations­
austauschs zwischen den registrierten Ausführern und den zuständigen Behörden in den begünstigten Ländern bzw. 
den Zollbehörden in den Mitgliedstaaten mit Mitteln der elektronischen Datenverarbeitung, so wird die Unterschrift 
und der Stempel in den Feldern 5, 6 und 7 durch eine elektronische Authentifizierung ersetzt.“  
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ANHANG II 

„ANNEX 22-06A 

ANTRAG AUF ZULASSUNG ALS REGISTRIERTER AUSFÜHRER 

für die Zwecke der Registrierung von Ausführern der Mitgliedstaaten 

1. Ausführer (Name, vollständige Anschrift, Staat, Kontaktdaten, EORI-Nummer):  

2. Zusätzliche Kontaktdaten einschließlich Telefon- und Faxnummer sowie E-Mail-Adresse, wenn vorhanden 
(fakultativ):  

3. Angabe, ob die Haupttätigkeit aus Erzeugung oder Handel besteht:  

4. Beschreibung der Waren, für die die Präferenzbehandlung gewährt werden kann, einschließlich einer Liste 
der Positionen des Harmonisierten Systems (oder der Kapitel, wenn Waren unter mehr als 20 HS-Positionen 
fallen):  

5. Verpflichtung des Ausführers 

Der Unterzeichner 

—  erklärt, dass die oben angegebenen Daten korrekt sind; 

—  versichert, dass eine frühere Registrierung nicht gestrichen wurde — bzw. falls dies der Fall war, dass er 
die Umstände, die zu dieser Streichung geführt haben, behoben hat; 

— verpflichtet sich, Erklärungen zum Ursprung und andere Ursprungsdokumente nur für Waren auszuferti­
gen, für die die Präferenzbehandlung gewährt werden kann und die mit den für diese Waren in der be­
treffenden Präferenzregelung niedergelegten Ursprungsregeln übereinstimmen; 

—  verpflichtet sich, eine geeignete kaufmännische Buchführung über die Herstellung bzw. die Lieferung von 
Waren, für die die Präferenzbehandlung gewährt werden kann, zu führen und die betreffenden Unterla­
gen so lange aufzubewahren, wie in der betreffenden Präferenzregelung vorgeschrieben, mindestens aber 
drei Jahre ab dem Ende des Kalenderjahres, in dem die Erklärung zum Ursprung oder ein anderes Ur­
sprungsdokument ausgefertigt wurde; 

— verpflichtet sich, der zuständigen Behörde nach Erhalt der Nummer eines registrierten Ausführers eintre­
tende Änderungen seiner Registrierungsdaten unverzüglich mitzuteilen; 

—  verpflichtet sich, mit der zuständigen Behörde zusammenzuarbeiten;  
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— verpflichtet sich, etwaige Kontrollen der Richtigkeit seiner Erklärungen zum Ursprung oder anderen Ur­
sprungsdokumente einschließlich der Überprüfung der Buchführung sowie Vor-Ort-Kontrollen seitens 
der Dienststellen der Europäischen Kommission oder von Behörden der Mitgliedstaaten zu dulden; 

— verpflichtet sich, die Streichung aus dem System zu beantragen, sobald er die Bedingungen für die An­
wendung des Systems des registrierten Ausführers nicht mehr erfüllt; 

—  verpflichtet sich, die Streichung aus dem System zu beantragen, sobald er nicht mehr beabsichtigt, das 
System des registrierten Ausführers zu nutzen.    

Ort, Datum und Unterschrift des ermächtigten Unterzeichners; Name und Funktionsbezeichnung (1) 

6. Nach entsprechender Information vorab erteilte Zustimmung des Ausführers zur Veröffentlichung seiner 
Daten auf der öffentlichen Website 

Der Unterzeichner wird davon in Kenntnis gesetzt, dass die in dieser Erklärung enthaltenen Angaben auf der 
öffentlichen Website veröffentlicht werden können. Der Unterzeichner akzeptiert die Veröffentlichung die­
ser Angaben auf der öffentlichen Website. Er kann seine Zustimmung zur Veröffentlichung auf der öffent­
lichen Website durch einen entsprechenden Antrag bei den für die Registrierung zuständigen Behörden wi­
derrufen.    

Ort, Datum und Unterschrift des ermächtigten Unterzeichners; Name und Funktionsbezeichnung (1) 

7. Von den Zollbehörden auszufüllendes Feld 

Der Antragsteller wird unter der folgenden Nummer registriert: 

Registriernummer:    

Datum der Registrierung:    

Datum, ab dem die Registrierung gilt:    

Unterschrift und Stempel (1)     
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Informationshinweis 

zum Schutz und zur Verarbeitung personenbezogener Daten im System  

1.  Verarbeitet die Europäische Kommission personenbezogene Daten, die in diesem Antrag auf Aufnahme in das 
Verzeichnis der registrierten Ausführer enthalten sind, findet Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Par­
laments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Organe und Einrichtungen der Union und zum freien Datenverkehr Anwendung.  

2.  Personenbezogene Daten mit Bezug auf den Antrag auf Aufnahme in das Verzeichnis der registrierten Ausführer 
werden für die Zwecke der Ursprungsregeln der betreffenden Präferenzhandelsregelung der Union verarbeitet. Die 
in der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission festgelegten Ursprungsregeln bilden die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten mit Bezug auf den Antrag auf Aufnahme in das 
Verzeichnis der registrierten Ausführer.  

3.  Die Zollbehörden in dem Land, in dem der Antrag gestellt wurde, sind verantwortlich für die Verarbeitung der 
Daten im REX-System. 

Eine Liste der Zolldienststellen ist auf der Webseite der Kommission abrufbar.  

4.  Nutzer bei der Kommission und die Zollbehörden in den Mitgliedstaaten, Norwegen, der Schweiz und der Türkei 
erhalten über eine Benutzer-ID und ein Passwort Zugang zu allen Daten dieses Antrags.  

5.  Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten belassen die Daten über eine gestrichene Registrierung für einen Zeitraum 
von zehn Kalenderjahren im REX-System. Dieser Zeitraum beginnt am Ende des Jahres, in dem die Registrierung 
gestrichen wurde.  

6.  Die betroffene Person hat ein Recht auf Zugang zu ihren Daten, die durch das REX-System verarbeitet werden, 
und ist gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 bzw. gemäß den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr berechtigt, diese Daten gegebenenfalls zu 
berichtigen, zu löschen oder zu sperren. Anträge auf Ausübung des Rechts auf Zugang, Berichtigung, Löschung 
oder Sperrung werden — dem Bedarf entsprechend — den Zollbehörden der Mitgliedstaaten, die für die Regis­
trierung zuständig sind, übermittelt und von ihnen bearbeitet. Hat ein registrierter Ausführer bei der Kommission 
die Ausübung dieses Rechts beantragt, so leitet die Kommission den Antrag an die Zollbehörden der betreffenden 
Mitgliedstaaten weiter. Konnte der registrierte Ausführer seine Rechte nicht bei dem für die Daten Verantwortli­
chen durchsetzen, so richtet er einen entsprechenden Antrag an die Kommission, die als Verantwortliche für die 
Daten agiert. Die Kommission ist berechtigt, die Daten zu berichtigen, zu löschen oder zu sperren.  

7. Beschwerden können an die zuständige nationale Datenschutzbehörde gerichtet werden. Kontaktdaten der natio­
nalen Datenschutzbehörden können auf der Webseite der Generaldirektion Justiz der Europäischen Kommission 
abgerufen werden (http://ec.europa.eu/justice/data-protection/bodies/authorities/eu/index_en.htm#h2-1). 

Beschwerden in Bezug auf die Verarbeitung von Daten durch die Europäische Kommission sollten an den Europä­
ischen Datenschutzbeauftragten gerichtet werden (http://www.edps.europa.eu/EDPSWEB/).     

(1) Erfolgen Anträge auf Aufnahme in das Verzeichnis der registrierten Ausführer oder andere Formen des Informations­
austauschs zwischen den registrierten Ausführern und den zuständigen Behörden in den begünstigten Ländern bzw. 
den Zollbehörden in den Mitgliedstaaten mit Mitteln der elektronischen Datenverarbeitung, so wird die Unterschrift 
und der Stempel in den Feldern 5, 6 und 7 durch eine elektronische Authentifizierung ersetzt.“  
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